
Protokoll über die Sitzung der Gemeindevertretung 
am 24. Oktober 2008, 20.00 Uhr im Ratssaal 

 
 

Gemeindevertretung   
   
Staengle, Horst Vorsitzender  
Galgenmüller, Ewald stellv. Vorsitzender entschuldigt 
Karolus, Oswin stellv. Vorsitzender  
Swirschuk, Andreas stellv. Vorsitzender  
   
Becker, Wolfgang   
Beemelmann, Bernhard  entschuldigt 
Birkmeyer, Ruth  ab 20:35 Uhr anwesend  
Cavelius, Volker   
Daley, Dieter R.   
Dietz, Bruno   
Dressler, Ingrid   
Eisele, Horst    
Fastanz, Wencke   
Fuchs, Barbara   
Henning, Reinhold   
Ickler, Winfried   
Kaus-Schmidt, Sabine   
Nadler, Manfred   
Richter, Gerhard   
Roos, Jürgen   
Roos, Stefan   
Rühl, Willi  ab TOP 4 anwesend  
Scheler Eckstein, Victoria   
Schmidt, Christian   
Schopper-Karcher, Heike   
Seibel, Frank   
Sittmann, Carsten   
Sockel, Nina   
Stadion, Berthold   
Swets, Charlotte  entschuldigt 
Swets, Jury   
Walther, Jochen   
Wild, André   
Winkler, Bernhard   
Zeelen, Heike   
Zeelen, Paul   
Zink, Sigrid  entschuldigt 
   
Gemeindevorstand   
Arnold, Jürgen Bürgermeister  
Bernhard, Rolf Beigeordneter  
Buhrmester, Regina Beigeordnete  
Egner, Heinrich Beigeordneter entschuldigt 
Erb, Günther Beigeordneter  
Staengle, Heike Beigeordnete  
Teuscher, Dietmar Beigeordneter  
Zink, Wilfried I. Beigeordneter entschuldigt 
   
Schriftführerin   
Kraft, Bianca 

  



Der Vorsitzende der Gemeindevertretung, Horst Staengle, begrüßt die Mitglieder der Gemeindever-
tretung, des Gemeindevorstandes, die Zuhörer und die Presse. 
 
Er stellt fest, dass die Einladungen fristgemäß zugegangen sind und die Beschlussfähigkeit gegeben 
ist. 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung verabschiedet der Vorsitzende der Gemeindevertretung Frau Silvia 
Weber für ihr Engagement und die geleistete Arbeit in der Gemeindevertretung. 
Weiterhin verabschiedet Herr Staengle Herrn Sven Hügel aus der Gemeindevertretung, der 
entschuldigt nicht anwesend war. 
 
Des Weiteren liegt ein schriftlicher Einwand von Herrn Gemeindevertreter Winfried Ickler (FDP) zu 
TOP 2 zum Protokoll vom 12. September 2008 vor. Herr Ickler gibt hierzu am Ende der Sitzung eine 
persönliche Erklärung ab. 

 
 
TAGESORDNUNG 
 
1.  Genehmigung der Niederschrift vom 12. September 2008 
2.  Bericht des Gemeindevorstandes 
3.  Beschlussfassung über die Tagesordnung A (falls erforderlich) 
4.  Haushalt 2009; Einbringung 
5.  Gemeindewerke Abwasserbeseitigung Trebur; Kreditaufnahme für 

Maßnahmen aus dem Vermögensplan 2008 
6.  Kinderhaus Astheim; Fortschreibung Kostenkalkulation nach 

Baugrunduntersuchung 
7.  Waldwirtschafts- und Hauungsplan 2009 
8.  Aufnahme eines Kommunaldarlehen in Höhe von EUR 1.000.000,00 
9.   Feuerwehren der Gemeinde Trebur 
9.1  Neufassung der Satzung über die Gebühren für den Einsatz der 
  Freiwilligen Feuerwehr Trebur 
9.2 Bedarfs- und Entwicklungsplan sowie Einsatzplan der Wasserwehr Trebur 
10. Wahl einer Stellvertreterin oder eines Stellvertreters für die 

Verbandsversammlung des Wasserwerk ĂGerauer Landñ 
11. Ortsgericht Trebur I (Trebur/Hessenaue); Wahl eines Ortsgerichtsschöffen 
12. Kiesabbau 
12.1 Grundsatzentscheidung 
12.2 Verkauf von Feldwegeparzellen Gemarkung Geinsheim, Flur 12 Nr 75 und 

Nr. 80 
13. Baugebiet ĂAn der OderstraÇeñ; 2.  nderung des Bebauungsplanes ĂAn 

der OderstraÇe3ñ ( nderung Marie-Curie-Straße und Hedwig-Hübsch-
Weg) 

13.1 Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses vom 16.05.2008 
13.2 Geänderter Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
13.3 Beschluss des Entwurfes der Bebauungspanänderung 
13.4 Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der 

Behörden und sonstigen Träger öffentliche Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB 

14. Grundstücksangelegenheiten 
14.1 Ankauf des Grundstückes Gemarkung Trebur Flur 27, Flurstück 74 
15. Antrag der GLT-Fraktion vom 01.10.2008; Führung einer kommunalen 

Altflächendatei der Gemeinde Trebur 
  



TAGESORNDUNG 
 
1.  Genehmigung der Niederschrift vom 12. September 2008 
  
 Die Niederschrift wird mehrheitlich bei einer Stimmenthaltung genehmigt. 
 

2.  Bericht des Gemeindevorstandes 
  

Der Bericht des Gemeindevorstandes entfällt.  
 

3.  Beschlussfassung über die Tagesordnung A (falls erforderlich) 
 

Es ist keine Beschlussfassung nach A erforderlich. Die Gemeindevertretung beschließt 
einstimmig die Tagesordnung so zu belassen. 
 

4.  Haushalt 2009; Einbringung 
   
  Etatrede zum Haushalt 2009 

 
Liebe, Leiden, Wissenschaft 
oder auch  
ĂBleibe nicht am Boden haften, frisch gewagt und frisch hinaus" 
 
Diese Kurzfassungen umreißen Faust`s Streben nach der absoluten Erkenntnis.  
Das hat bei Faust ja nicht so geklappt mit der absoluten Erkenntnis, genauso wenig wie die 
Reform des kameralen Haushalts zur Doppik, aber auch die der Post, der Bahn, der 
Rechtschreibung und auch Hartz IV. 
Im letzten Jahr hatte ich mit Goethes hohem Lied auf die kaufmännische Buchführung meine 
Etatrede begonnen, in diesem Jahr stelle ich fest, dass die Doppik mit kaufmännischer 
Buchführung gar nichts zu tun hat. 
Vielmehr ist das neue System eine Chimäre, ein Mischwesen, das zwei bewährte Systeme ( 
kaufmännische und kamerale Buchführung ) ablösen soll, ohne seine eigene Identität definiert 
zu haben, geschweige denn in der Lage ist den haushaltsrechtlichen  Herausforderungen 
gewachsen zu sein. 

 
Doppik ./. kaufmännische Buchführung  
Lassen Sie mich zunächst nochmals die wesentlichen Unterschiede der Doppik zur 
kaufmännischen Buchführung erklären, um dann uns den eigentlichen Aufgabenstellungen der 
Gemeinden zu widmen, die einen nicht unerheblichen finanziellen Aufwand erfordern. 
Rechnen wie die Kaufleute ï unter diesen und ähnlichen Schlagworten sind die ersten 
Pilotprojekte ab dem Jahre 1999 gestartet worden. 
Nur da liegt schon der erste Irrglauben. 
Zwischen einem privaten Unternehmen und einer Gemeinde bestehen nämlich durchgreifende 
Unterschiede. Ist das Unternehmen nicht in der Lage, seine Geschäftstätigkeit im bisherigen 
Umfang weiterzuführen, muss der Unternehmer entscheiden, welche Tätigkeitszweige 
eingestellt werden. Die Gemeinde hat ihre Aufgaben dagegen stetig zu erfüllen ï und weil es 
viele Aufgaben gibt, die die Gemeinde kraft Landes- oder Bundesrecht wahrnehmen muss, 
kann die Gemeinde ihre Tätigkeit in finanziellen Krisenzeiten nicht oder jedenfalls nur in sehr 
begrenztem Maße zurückführen.   
Die kommunale Wirtschaftstätigkeit ist gerade nicht auf die Gewinnmaximierung ausgerichtet, 
sondern auf eine stetige Aufgabenerfüllung, und dies auch und gerade in wirtschaftlichen 
Krisenzeiten.  
Vielmehr lag der Änderung des Gemeindehaushaltsrechts die Vorstellung der Hessischen 
Landesregierung zugrunde, dass das kommunale Haushaltsrecht den gestiegenen 
Anforderungen, die sich aus der Umsetzung der neuen Verwaltungssteuerung ergeben, nicht 
gerecht würde. 

 
  



Insoweit ist vom ĂNeuen kommunalen Rechnungs- und Steuerungssystemñ die Rede. Damit 
verknüpft wird in der öffentlichen Diskussion in der Regel auch der Begriff der Doppik, eine 
Abkürzung für doppelte Buchführung in Konten. 
 
Erklärtes Ziel der HGO-Novelle war es den Entscheidungsträgern in der Kommune verbesserte 
Informationen über den Stand des kommunalen Vermögens und den Ressourcenverbrauch zur 
Verfügung zu stellen. 
 
Einer der Kernpunkte des neuen Haushaltsrechts ist es daher, dass Abschreibungen auf 
sämtliche Vermögensgegenstände und die Bildung von Rückstellungen jährlich in den 
Haushaltsausgleich einzubeziehen sind. 
 
Die Kommunalpolitik soll bewusst entscheiden, was sie für wen in welchem Umfange tut ï und 
das ist eine ganze Menge, wie wir gleich sehen werden, wenn wir uns den Zahlen widmen. 

 
Im neuen Haushaltsrecht sollen die Mandatstrªger Ăweiter blickenñ. Sie sollen an die Dinge 
strategisch herangehen und eine auf Dauer angelegte Sichtweise des Handelns der 
kommunalen Verwaltung üben. Das verlangt nicht nach formell besser ausgebildeten 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern, sondern allein nach solchen, die bereit sind, sich mit 
lang- und mittelfristigen Zielen ihres Handelns auseinanderzusetzten und solchen, die bereit 
sind in ihrer Freizeit über ihren Beruf hinaus ein solche Arbeitsbelastung auf sich zunehmen, 
wie es dieses Parlament tut. 
 
Für die Ziele der Kommunalpolitik steht jede und jeder von Ihnen mit seinen Vorstellungen, 
seinen Kenntnissen, seinen Erfahrungen, weltanschaulichen Hintergründen und anderem mehr 
ï kurz also: mit ihrer/seiner Persönlichkeit.   

   
Liebe, Leiden, Wissenschaft 
 
Die Leiden des ..................kommunalen Haushalts haben nichts mit der Liebe zu tun wie bei 
Goethes Romanhelden, sondern mit den weggebrochenen Gewerbesteuereinnahmen. Von den 
Erträgen der 80ziger und 90ziger Jahre sind wir nach wie vor weit entfernt. Ein maßgeblicher 
örtlicher Gewerbesteuerzahler fällt nach wie vor aus. Die Gewerbesteuer aber ist und bleibt, 
neben dem Lohn- Einkommenssteueranteil, eine Haupteinnahmequelle der Gemeinde und wird 
damit zu einem wichtigen Bestandteil der Haushaltsplanung.  
 
Trotz dieser fehlenden Einnahmen kann sich die Bilanz der letzten und angebrochenen 
Legislaturperiode dieses Parlaments bis zum 31.12.2007, dem Ende der kameralen 
Haushaltsführung, sehen lassen. 
 
Mit einem kumulierten Defizit in Höhe von 6.572.030,- ú sind wir in das Abenteuer Ăkommunale 
Entwicklung trotz hoher finanzieller Lastenñ zur Jahresmitte 2001 gestartet ï frei nach Philipp 
Rosenthal, dem Porzellanfabrikanten:   
Wer zu spät an die Kosten denkt, ruiniert sein Unternehmen. Wer immer zu früh an die 
Kosten denkt, tötet jede Kreativität. 
Aber ï Kreativität ist wichtig, um nachhaltige Erfolge zu erzielen. Auch in der 
Haushaltswirtschaft. 
Diesem Defizit steht eine Rücklage in Höhe von 4.452.778,- ú gegen¿ber.  
 
Diese Entwicklung war allerdings nur möglich, weil die Neu- und Re- Investitionen zum Ausbau 
und Erhalt der Infrastruktur aufgrund der Einnahmen aus Grundstücksverkäufen realisiert 
werden konnten. Dies wiederum funktionierte nur, weil dafür in den Vorjahren entsprechende 
Grundlagen gelegt wurden  
Einschränkung: die Folgekostenentwicklung fand nur geringe Beachtung. 
Der Blick dafür war sicherlich aus dem politischen Druck heraus verstellt, der meinte die 
Notwendigkeit zu sehen, mit der im ¦berfluss zur Verf¿gung stehenden Ressource ĂGeldñ 
etwas Sichtbares tun zu m¿ssen. Die Frage, was denn passiere, wenn dieser ĂRohstoffñ nicht 
mehr zur Verfügung stünde, wurde nur in einem Ăgeschlossenenñ Raum formuliert, weil die 
Frage öffentlich formuliert, einer politischen Bruchlandung gleich gekommen wäre. 
Barbara Tuchmann nennt dies in ihrem gleichnamigen Buch 
ĂDie Torheit der Regierenden von Troya bis Vietnamñ  



Wenn wir uns dieser immer wieder begangenen und historischen Fehler bewußt werden, vor 
denen wir übrigens auch nicht gefeit sind, formuliere ich die Forderung, dass nun nach der Zeit 
der Kreativität, die Zeit gekommen ist, die Kosten nicht aus den Augen zu verlieren.  
Den Stein des Weisen oder auch die schmerzlose Konsolidierung haben wir bislang noch nicht 
gefunden. So scheiterte bislang auch jeder Kritiker daran, dass er die generelle finanzielle 
Gesundung des Kommunalhaushalts forderte, aber nicht bereit war kommunale Leistungen 
daf¿r aus der Ăkaufmªnnischenñ Angebotspalette herauszunehmen.  
Sollten Sie dennoch einen Weg gefunden haben, so bitte ich Sie, nein, fordere ich Sie auf, mir 
diesen Weg aufzuzeigen; weiter fordere ich Sie auf, den dann von Ihnen vorgeschlagenen Weg 
gemeinsam mit mir zu gehen ï die Aufgabe des Vorangehenden übernehme ich dann gerne, 
wenn ich mir sicher sein darf, dass ich beim Zurückblicken Sie nicht als Wegbegleiter verloren 
habe. 

 
 

 



 
 

 
 
Kritik  am kommunalen Anteil am Gesamtsteueraufkommen 
Steuereinnahmen ï was verbleibt denn überhaupt bei den Kommunen  
Die Steuereinnahmen werden im Jahre 2008 voraussichtlich um 16,2 Mrd. ú auf 554,4 Mrd. ú 
steigen. Im Jahr 2007 entfielen rd. 72 % der gesamten Steuereinnahmen von Bund, Länder und 
Gemeinden allein auf die Steuern vom Einkommen (Einkommen- und Körperschaftssteuer, 
Solidaritätszuschlag ) und die Steuern vom Umsatz. Zusammen mit der Energiesteuer und der 
Gewerbesteuer waren es 86,5 %. Werden noch die Tabaksteuer und die Grundsteuer 
hinzugezählt, dann entfallen rd. 91 % auf die acht größten Steuern ï soweit die Mitteilung des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes.   
Vom Steueraufkommen entfallen 42,7 % auf den Bund, 39,7 % erhalten die Bundesländer und 
4,1 % die Europäische Union.      
Der Anteil der Gemeinden am Steueraufkommen war im Jahre 2007 13,5 % - 13,5 % für 100 % 
Leben, denn nur in den deutschen Kommunen leben die Menschen und Unternehmen, die 
diese Aufkommen erwirtschaften. 
Auch diese gewachsene Struktur soll offensichtlich abgelöst werden, das geht am besten durch 
Entzug der Finanzmittel und das Durchreichen von Aufgaben auf die unterste Ebene ï nur, wo 
spielt sich dann in welchem Raum zuk¿nftig ĂLebenñ ab ?  

 



 
  



Familien 
Kindergärten  
Eine kleine Revolution ist das schon, der massive Ausbau der Kinderbetreuung für Kinder im 
Alter von eins bis drei Jahren. Ein 12 Mrd. ú teurer Kraftakt, den Bund, Lªnder und Gemeinden 
nur gemeinsam durchsetzen können. Viel Geld ist das. Aber teurer käme es, wenn diese 
Milliarden nicht investiert würden. Wir wissen aber auch, dass es nicht reicht, Betreuungsplätze 
zur Verfügung zu stellen. Kinder darf man nicht parken, wie Autos in der Tiefgarage. Deshalb 
hat sich die Gemeinde Trebur auch für Qualität entschieden, die sicherlich noch weiter zu 
diskutieren ist. 
 
Jugendeinrichtungen ï Schulen u.a.: 
Die Gemeinden kümmern sich mittlerweile aktiv durch Schulkindbetreuung und 
Schulsozialarbeit um Bewegung im Schulalltag, um gesunde Ernährung und die Verhütung von 
Gewalt, Mobbing und Sucht.   
 
Senioren 
Sozialverbände und Soziales Netz. Sicherlich wird es nicht einfach werden, die Sicherung der 
Jahreseinkünfte im privaten Bankenmanagement und ihrer Fondsberater durch die Reduktion 
der Sozialleistungen, der Rentenansprüche, der Gewerbesteuer, Anhebung der 
Krankenkassenbeiträge, Erhöhungen der direkten und indirekten Steuern staatlich gegen zu 
finanzieren.  
Es wird aber notwendig, denn wie sollten denn diese Wirtschafts- und Bankenkapitäne ihren 
Familien erklären, dass sich ihre Jahreseinkommen um Millionen reduziert ggf. sogar halbiert ï 
Weihnachten in diesem Jahr spärlicher ausfallen muss, wie gewohnt ï erst recht die 
Befriedigung der Lust, die durch den markanten Spruch zum Ausdruck gebracht wird: 

ĂGeiz ist geilñ 
ĂUffbasseñ, wie der Begge Peter immer wieder sagt, das, was da unsere Hirne zerfrisst, ist auch 
beim Hartz IV Empfänger latent vorhanden. 
Will damit sagen, dass die natürliche Grundeinstellung bei jedem Menschen so ziemlich 
identisch angelegt ist. 
Es eben aber immer noch ein millionenschwerer Unterschied ist, ob ich Leistungen aus einer 
Sozialkasse bekomme oder einer angeschlagenen Bank, auch wenn beide aus Steuergeldern 
finanziert werden ï wie wir dieser Tage und Wochen erfahren dürfen. 
 
 
Öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie Brand- und Katastrophenschutz 
Auch hier kommt es zu gewaltigen Verschiebungen der Aufgabenstellungen auf die kommunale 
Ebene. 
Das System der Freiwilligen Feuerwehren funktioniert nur noch in kleinen Gemeinden ï herbe 
Rückschläge bekommt es immer wieder durch Anforderungen, die sich an den beruflichen 
Wehren orientieren; dabei meine ich nicht die Sicherheit der Einsatzkräfte. Die Umrüstung der 
Funkeinrichtungen sowie der Sirenen, kosten alleine die Gemeinde Trebur rd. 400.000,- ú. 
Allerdings völlig unbeachtet von den Menschen vor Ort und im Ort, bleibt die Sanierung der 
Rhein-Winter-Deiche.  
Nach mehr als 100 Jahren sichert das Land Hessen mit der millionenschweren teuren 
Sanierung der Deiche die weitere städtebauliche Entwicklung der Gemeinde Trebur und des 
gesamten Kreis Groß-Gerau.  
Um aber gleichzeitig, versunken in völliger Ignoranz, auch die Kreisgremien, die Stabilität der 
Deiche und die Kontinuität des Hochwasserschutzes durch Kiesabbau in Frage zu stellen.     
 



   
 
Haushaltskonsolidierung 
Vom Grundanspruch her ist das Haushaltssicherungskonzept ein Dokument, das die 
fortdauernde Aufgabe der Kommunen erfüllen helfen soll, eine leistungsfähige Infrastruktur und 
die dafür notwendigen finanziellen Handlungsspielräume zu sichern.  
Dienstleistungszentren ist ein Ansatz, ein weiterer ist die Frage nach der Notwendigkeit des 
Behördenaufbaus im System. 
Das nutzt uns momentan wenig, wir sind auf uns alleine gestellt und müssen sehen, wie wir die 
Aufgaben lösen.  
 
Haushaltskonsolidierung und Sozialstaat 
Ganz so sehr wie in der Ouvertüre, möchte ich dennoch nicht mit unseren verantwortlichen 
politischen Lenkern im Bund und Land ins Gericht gehen.    
Alle Sozialstaaten unterliegen dem gleichen Ăºkonomischen Dilemañ. 
Sie sind nur dann von großer Leistungsfähigkeit für den Einzelnen, wenn dieser weniger 
beansprucht werden muss. 
Soll heißen: Bei guter Beschäftigungsentwicklung und kontinuierlichem Einkommenszuwachs 
haben sie eine günstige Einnahmeentwicklung. Zugleich ist der Ausgabendruck in aller Regel 
gering, da nur wenige Arbeitslose Leistungen empfangen, die Verrentungstendenz in der Regel 
schwach ist und der Druck auf die Sozialhilfe bzw. sozialhilfeartige Programme gering ist. In 
solch Ăunproblematischenñ Phasen, insbesondere wenn sie lªnger andauern, setzt 
erfahrungsgemäß die Politik gerne Ketten von Leistungsverbesserungen in Gang und erleichtert 
den Zugang zu Leistungen. Bei wachsenden Beschäftigungsproblemen kehrt sich die 
Entwicklung spiegelbildlich um.  
 
Im Grunde genommen sind es die volkswirtschaftlichen Zyklen, die von den 
Entscheidungsträgern Besonnenheit und politisches Durchhaltevermögen verlangen. Das geht 
zuweilen schief und zerstört historisch gewachsene und funktionierende Einrichtungen ï 
eingangs nannte ich Ihnen einige davon ï die unbringbar verloren gegangen sind, wie unsere 
Landschaft durch Raubbau bei der Rohstoffentnahme. 
So wie wir derzeit für den Erhalt der Landschaftsstruktur  kämpfen, so sollten uns auch die 
ĂRohstoffeñ am Herzen liegen, f¿r die wir diese ganze Arbeit hier machen ï die Menschen. 


